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Steuergesetz (StG) 

Änderung vom 19. November 2019 

Der Grosse Rat des Kantons Aargau 

beschliesst: 

I. 

Der Erlass SAR 651.100 (Steuergesetz [StG] vom 15. Dezember 1998) 

(Stand 1. Januar 2019) wird wie folgt geändert: 

§  17 Abs. 1, Abs. 2 

1 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt im 

Kanton sind auf Grund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, 

wenn sie 

c) (geändert) mit im Kanton gelegenen Grundstücken handeln. 

2 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in 

der Schweiz sind auf Grund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, 

wenn sie 

g) (geändert) für Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines 

Schiffes oder eines Luftfahrzeuges oder bei einem Transport auf der 

Strasse Lohn oder andere Vergütungen von einer Arbeitgeberin oder 

einem Arbeitgeber mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton erhalten; 

h) (neu) im Kanton gelegene Grundstücke vermitteln. 

§  29 Abs. 1 

1 Steuerbar sind die Erträge aus beweglichem Vermögen, insbesondere 

a) Zinsen aus Guthaben, einschliesslich Kapitalzahlungen 

2. (geändert) aus rückkaufsfähigen Kapitalversicherungen mit 

Einmalprämie im Erlebensfall oder bei Rückkauf, ausser wenn 

diese Kapitalversicherungen der Vorsorge dienen. Als der 

Vorsorge dienend gilt die Auszahlung der Versicherungsleis-

tung ab dem vollendeten 60. Altersjahr der versicherten Per-

son auf Grund eines mindestens fünfjährigen Vertragsverhält-

nisses, das vor Vollendung des 66. Altersjahres begründet 

wurde. In diesem Fall ist die Leistung steuerfrei; 

http://gesetzessammlungen.ag.ch/data/651.100/de
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§  32 Abs. 1 

1 Steuerbar sind auch 

e) Aufgehoben. 

§  33 Abs. 1 

1 Der Einkommenssteuer sind nicht unterworfen: 

k) (geändert) Gewinne, die in Spielbanken mit Spielbankenspielen 

erzielt werden, die gemäss dem Bundesgesetz über Geldspiele 

(Geldspielgesetz, BGS) 1) vom 29. September 2017 zugelassen sind, 

wenn diese Gewinne nicht aus selbstständiger Erwerbstätigkeit 

stammen; 

kbis) (neu) einzelne Gewinne bis zum Betrag von 1 Million Franken aus 

der Teilnahme an Grossspielen und aus der Online-Teilnahme an 

Spielbankenspielen, die jeweils gemäss dem BGS zugelassen sind; 

kter) (neu) Gewinne aus Kleinspielen, die gemäss dem BGS zugelassen 

sind; 

l) (geändert) einzelne Gewinne bis zu einem Betrag von Fr. 1'000.– 

aus Lotterien und Geschicklichkeitsspielen zur Verkaufsförderung, 

die gemäss Art. 1 Abs. 2 Bst. d und e BGS diesem nicht unterstehen. 

§  39 Abs. 2 (geändert), Abs. 2bis (neu) 

2 Bei Liegenschaften im Privatvermögen können die Unterhaltskosten, die 

Kosten der Instandstellung von neu erworbenen Liegenschaften, die Versi-

cherungsprämien und die Kosten der Verwaltung durch Dritte abgezogen 

werden. Den Unterhaltskosten gleichgestellt sind Investitionen, die dem 

Energiesparen und dem Umweltschutz dienen, soweit sie bei der direkten 

Bundessteuer abziehbar sind, sowie die Rückbaukosten im Hinblick auf 

den Ersatzneubau. 

2bis Investitionen und Rückbaukosten im Hinblick auf einen Ersatzneu-

bau gemäss Absatz 2 sind in den zwei nachfolgenden Steuerperioden ab-

ziehbar, soweit sie in der laufenden Steuerperiode, in der die Aufwendun-

gen angefallen sind, steuerlich nicht vollständig berücksichtigt werden 

können. 

                                                                 
1) SR 935.51 

http://www.lexfind.ch/link/Bund/935.51/de
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§  40 Abs. 1 

1 Von den Einkünften werden abgezogen: 

o) (geändert) 5 % als Einsatzkosten von den einzelnen Gewinnen aus 

der Teilnahme an Geldspielen, die nicht gemäss § 33 Abs. 1 lit. kbis–l 

steuerfrei sind, jedoch höchstens Fr. 5'000.–. Von den einzelnen 

Gewinnen aus der Online-Teilnahme an Spielbankenspielen gemäss 

§ 33 lit. kbis werden die vom Online-Spielerkonto abgebuchten 

Spieleinsätze im Steuerjahr, jedoch höchstens Fr. 25'000.– abgezo-

gen; 

§  63 Abs. 1, Abs. 2 

1 Juristische Personen mit Sitz oder mit tatsächlicher Verwaltung aus-

serhalb des Kantons sind steuerpflichtig, wenn sie 

c) (geändert) an Grundstücken im Kanton Eigentum, dingliche Rechte 

oder diesen wirtschaftlich gleichkommende persönliche Nutzungs-

rechte haben; 

d) (neu) mit im Kanton gelegenen Grundstücken handeln. 

2 Juristische Personen mit Sitz und tatsächlicher Verwaltung im Ausland 

sind ausserdem steuerpflichtig, wenn sie 

b) (geändert) im Kanton gelegene Grundstücke vermitteln. 

§  73a (neu) 

fbis) Gewinne von juristischen Personen mit ideellen Zwecken 

1 Gewinne von juristischen Personen mit ideellen Zwecken werden nicht 

besteuert, sofern sie höchstens Fr. 20'000.– betragen und ausschliesslich 

und unwiderruflich diesen Zwecken gewidmet sind. 

§  88 Abs. 2 (neu) 

2 Neu gegründete Kapitalgesellschaften und Genossenschaften sind in den 

ersten fünf Jahren nach Gründung von der Mindeststeuer befreit. Bei Um-

wandlungen gemäss § 28 Abs. 1 lit. b wird für die Berechnung der Fünf-

jahresfrist die Dauer des Bestehens der Personenunternehmung angerech-

net. 

§  99a 

Aufgehoben. 

§  117 

Aufgehoben. 
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§  118 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (neu), Abs. 3 (neu) 

III. Nachträgliche ordentliche Veranlagung 

1. Von Amtes wegen (Überschrift geändert) 

1 Personen, die gemäss § 112 Abs. 1 der Quellensteuer unterliegen, werden 

nachträglich im ordentlichen Verfahren veranlagt, wenn: 

a) (neu) ihr Bruttoeinkommen in einem Steuerjahr den vom Eidgenös-

sischen Finanzdepartement festgelegten Betrag erreicht oder über-

steigt; oder 

b) (neu) sie über Vermögen und Einkünfte verfügen, für die sie nicht 

der Quellensteuer unterliegen. 

2 Der nachträglichen ordentlichen Veranlagung unterliegt auch, wer mit 

einer Person gemäss Absatz 1 in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe 

lebt. 

3 Personen mit Vermögen und Einkünften gemäss Absatz 1 lit. b müssen 

das Formular für die Steuererklärung bis 31. März des auf das Steuerjahr 

folgenden Jahres bei der zuständigen Behörde verlangen. 

§  118a (neu) 

2. Auf Antrag 

1 Personen, die gemäss § 112 Abs. 1 der Quellensteuer unterliegen und 

keine der Voraussetzungen gemäss § 118 Abs. 1 erfüllen, werden auf An-

trag hin nachträglich im ordentlichen Verfahren veranlagt. 

2 Der Antrag erstreckt sich auch auf den Ehegatten, der mit dem Antrag-

steller in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe lebt. 

3 Der Antrag muss bis 31. März des auf das Steuerjahr folgenden Jahres 

eingereicht werden. Beim Wegzug aus der Schweiz ist der Antrag spätes-

tens im Zeitpunkt der Abmeldung einzureichen. 

§  118b (neu) 

3. Verhältnis zur Quellensteuer 

1 Die nachträgliche ordentliche Veranlagung gilt bis zum Ende der Quel-

lensteuerpflicht. 

2 Die an der Quelle abgezogene Steuer wird zinslos angerechnet. 

3 Erfolgt keine nachträgliche ordentliche Veranlagung auf Antrag, so tritt 

die Quellensteuer an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu veranla-

genden Steuern des Bundes, des Kantons und der Gemeinde auf dem Er-

werbseinkommen. Nachträglich werden keine zusätzlichen Abzüge ge-

währt. 

§  119 

Aufgehoben. 
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Titel nach § 119a (geändert) 

5.2. Quellensteuern für natürliche Personen ohne steuer-

rechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt sowie juristische Per-

sonen ohne Sitz oder tatsächliche Verwaltung in der Schweiz 

§  120 

Aufgehoben. 

§  121 Abs. 1bis (neu) 

1bis Davon ausgenommen sind: 

a) Die Besteuerung der Seeleute an Bord eines Hochseeschiffes; 

b) Einkommen, die der Besteuerung im vereinfachten Abrechnungsver-

fahren gemäss § 119a unterliegen. 

§  122 Abs. 4 (geändert) 

4 Die Gewinnungskosten werden pauschal berücksichtigt und betragen: 

a) (neu) 50 Prozent der Bruttoeinkünfte bei Künstlern; 

b) (neu) 20 Prozent der Bruttoeinkünfte bei Sportlern und Referenten. 

§  125b (neu) 

VIter. Nachträgliche ordentliche Veranlagung 

a) Von Amtes wegen 

1 Bei stossenden Verhältnissen, insbesondere betreffend die im Quellen-

steuersatz einberechneten Pauschalabzüge, kann unter den vom Eidgenös-

sischen Finanzdepartement festgelegten Voraussetzungen von Amtes we-

gen eine nachträgliche ordentliche Veranlagung zugunsten oder zuunguns-

ten der steuerpflichtigen Person durchgeführt werden. 
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§  125c (neu) 

b) Auf Antrag 

1 Personen, die gemäss § 121 der Quellensteuer unterliegen, können unter 

den vom Eidgenössischen Finanzdepartement festgelegten Voraussetzun-

gen für jede Steuerperiode bis 31. März des auf das Steuerjahr folgenden 

Jahres eine nachträgliche ordentliche Veranlagung beantragen, wenn: 

a) der überwiegende Teil ihrer weltweiten Einkünfte, einschliesslich 

der Einkünfte des Ehegatten, in der Schweiz steuerbar ist; 

b) ihre Situation mit derjenigen einer in der Schweiz wohnhaften steu-

erpflichtigen Person vergleichbar ist; oder 

c) eine solche Veranlagung erforderlich ist, um Abzüge geltend zu 

machen, die in einem Doppelbesteuerungsabkommen vorgesehen 

sind. 

§  125d (neu) 

c) Verhältnis zur Quellensteuer 

1 Erfolgt keine nachträgliche ordentliche Veranlagung, tritt die Quellen-

steuer an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu veranlagenden Steu-

ern des Bundes, des Kantons und der Gemeinde auf dem Erwerbseinkom-

men. Nachträglich werden keine zusätzlichen Abzüge gewährt. 

2 Die an der Quelle abgezogene Steuer wird zinslos angerechnet. 

3 Bei Zweiverdienerehepaaren kann eine Korrektur des satzbestimmenden 

Erwerbseinkommens für den Ehegatten vorgesehen werden. 

§  126 

Aufgehoben. 

§  127 Abs. 2 

2 Sie sind verpflichtet, sämtliche zur richtigen Steuererhebung notwendi-

gen Massnahmen vorzunehmen, insbesondere 

c) (geändert) den Quellensteuerabzug auch dann vorzunehmen, wenn 

die steuerpflichtige Person in einem andern Kanton der Besteuerung 

unterliegt; 

f) Aufgehoben. 

§  129a (neu) 

Notwendige Vertretung 

1 Die Steuerbehörden können von einer steuerpflichtigen Person mit 

Wohnsitz oder Sitz im Ausland verlangen, dass sie einen Vertreter in der 

Schweiz bezeichnet. 
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2 Personen, die gemäss § 125c eine nachträgliche ordentliche Veranlagung 

beantragen, müssen die erforderlichen Unterlagen einreichen und eine 

Zustelladresse in der Schweiz bezeichnen. Wird keine Zustelladresse be-

zeichnet oder verliert die Zustelladresse während des Veranlagungsverfah-

rens ihre Gültigkeit, gewährt die zuständige Behörde der steuerpflichtigen 

Person eine angemessene Frist für die Bezeichnung einer gültigen Zustel-

ladresse. Läuft diese Frist unbenutzt ab, tritt die Quellensteuer an die Stelle 

der im ordentlichen Verfahren zu veranlagenden Steuer auf dem Erwerbs-

einkommen. § 187 Abs. 2 gilt sinngemäss. 

§  131 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (neu) 

II. Erhebung der Quellensteuer im interkantonalen Verhält-

nis (Überschrift geändert) 

1 Der Schuldner der steuerbaren Leistung berechnet und erhebt die Quel-

lensteuer gemäss diesem Gesetz in folgenden Fällen: 

a) (neu) für Arbeitnehmer gemäss § 112, die bei Fälligkeit der steuer-

baren Leistung ihren steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt im 

Kanton haben; 

b) (neu) für Arbeitnehmer gemäss § 121 Abs. 1 lit. a, die bei Fälligkeit 

der steuerbaren Leistung ihren Wochenaufenthalt im Kanton haben; 

c) (neu) für Personen gemäss den §§ 121 sowie 123–125a, wenn er bei 

Fälligkeit der steuerbaren Leistung seinen steuerrechtlichen Wohn-

sitz oder Aufenthalt oder seinen Sitz oder die Verwaltung im Kanton 

hat. Wird die steuerbare Leistung von einer Betriebsstätte in einem 

anderen Kanton oder von der Betriebsstätte eines Unternehmens oh-

ne Sitz oder tatsächliche Verwaltung in der Schweiz ausgerichtet, 

gilt für die Berechnung und die Erhebung der Quellensteuer das 

Recht des Kantons, in dem die Betriebsstätte liegt; 

d) (neu) für Personen gemäss § 122, die ihre Tätigkeit im Kanton aus-

üben. 

2 Der Schuldner der steuerbaren Leistung überweist die Quellensteuer der 

zuständigen Bezugsbehörde des Kantons Aargau. 
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§  131a (neu) 

Nachträgliche ordentliche Veranlagung 

1 Für die nachträgliche ordentliche Veranlagung ist in den folgenden Fällen 

die Veranlagungsbehörde gemäss diesem Gesetz zuständig: 

a) für Arbeitnehmer gemäss § 131 Abs. 1 lit. a, die am Ende der Steu-

erpflicht oder der Steuerperiode ihren steuerrechtlichen Wohnsitz 

oder Aufenthalt im Kanton hatten; 

b) für Arbeitnehmer gemäss § 131 Abs. 1 lit. b, die am Ende der Steu-

erpflicht oder der Steuerperiode Wochenaufenthalt im Kanton hat-

ten; 

c) für Personen gemäss § 131 Abs. 1 lit. c, die am Ende der Steuerperi-

ode oder der Steuerpflicht im Kanton erwerbstätig waren. 

2 Der Kanton Aargau hat Anspruch auf allfällige im Kalenderjahr an ande-

re Kantone überwiesene Quellensteuerbeträge. Zuviel bezogene Steuern 

werden dem Arbeitnehmer beziehungsweise der erwerbstätigen Person 

zinslos zurückerstattet, zu wenig bezogene Steuern zinslos nachgefordert. 

3 Das Kantonale Steueramt leistet den anderen schweizerischen Steuerbe-

hörden bei der Erhebung der Quellensteuer unentgeltliche Amts- und 

Rechtshilfe. 

§  132 

Aufgehoben. 

§  133 Abs. 2 (geändert) 

2 Zuständig für die nachträgliche ordentliche Veranlagung gemäss den 

§§ 118, 118a, 125b und 125c ist die Veranlagungsbehörde der Gemeinde. 

§  134 Abs. 1 (geändert), Abs. 1bis (neu), Abs. 4 (geändert) 

1 Die steuerpflichtige Person kann von der Veranlagungsbehörde bis 

31. März des auf die Fälligkeit der Leistung folgenden Steuerjahres einen 

Entscheid über Bestand und Umfang der Steuerpflicht verlangen, wenn sie: 

a) (neu) mit dem Quellensteuerabzug laut Bescheinigung gemäss § 127 

nicht einverstanden ist; oder 

b) (neu) die Bescheinigung gemäss § 127 von der Arbeitgeberin oder 

dem Arbeitgeber nicht erhalten hat. 

1bis Die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung kann von 

der Veranlagungsbehörde bis 31. März des auf die Fälligkeit der Leistung 

folgenden Steuerjahres einen Entscheid über Bestand und Umfang der 

Steuerpflicht verlangen. 

4 Die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung bleibt bis 

zum rechtskräftigen Entscheid verpflichtet, die Quellensteuer zu erheben. 



 AGS 2019/7-18 
 

 9 

§  136 Abs. 1bis (neu) 

1bis Hat die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung einen 

zu hohen Steuerabzug vorgenommen, müssen diese der steuerpflichtigen 

Person die Differenz zurückzahlen. 

§  137 Abs. 1 (geändert) 

1 Die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung erhält für 

die Mitwirkung eine Bezugsprovision von 1 bis 2 % des gesamten Quel-

lensteuerbetrags, deren Ansatz vom Regierungsrat durch Verordnung fest-

gelegt wird. Für Kapitalleistungen beträgt die Bezugsprovision 1 % des 

gesamten Quellensteuerbetrags, jedoch höchstens Fr. 50.– pro Kapitalleis-

tung für die Quellensteuer von Bund, Kanton und Gemeinde. 

  

§  140 Abs. 1 (geändert) 

1 Die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung rechnet die 

Quellensteuer auf Ende jedes Monats ab und reicht die Abrechnung inner-

halb einer vom Regierungsrat durch Verordnung zu regelnden Frist dem 

Kantonalen Steueramt ein. 

§  151 Abs. 2 (aufgehoben) 

2 Aufgehoben. 

§  169 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (aufgehoben) 

1 Der Ausstand im Anwendungsbereich dieses Gesetzes richtet sich nach 

§ 16 des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege (Verwaltungsrechts-

pflegegesetz, VRPG) vom 4. Dezember 2007 1). 

a) Aufgehoben. 

b) Aufgehoben. 

c) Aufgehoben. 

d) Aufgehoben. 

2 Aufgehoben. 

                                                                 
1) SAR 271.200 

http://gesetzessammlungen.ag.ch/data/271.200/de


AGS 2019/7-18  
 

10  

§  170 Abs. 2 (geändert) 

2 Eine Auskunft einschliesslich Gewährung der Akteneinsicht ist zulässig, 

wenn hierfür eine gesetzliche Grundlage im Bundesrecht oder im aargaui-

schen Recht gegeben ist. Fehlt eine solche Grundlage, ist eine Auskunft 

nur zulässig, soweit ein überwiegendes öffentliches Interesse vorliegt. 

Über entsprechende Begehren entscheidet das Departement Finanzen und 

Ressourcen. 

§  171 Abs. 1bis (neu), Abs. 2 (geändert) 

1bis Soweit ein überwiegendes öffentliches Interesse besteht, kann der Re-

gierungsrat durch Verordnung die Steuerbehörden generell ermächtigen, 

bestimmten Behörden bestimmte Auskünfte zu erteilen oder durch Abruf-

verfahren zugänglich zu machen. 

2 Das Departement Finanzen und Ressourcen ist befugt, kantonalen und 

ausserkantonalen Gerichten und Verwaltungsbehörden Akteneinsicht zu 

gewähren oder die Steuerbehörden ihnen gegenüber zur Erteilung von 

Auskünften zu ermächtigen, soweit ein überwiegendes öffentliches Interes-

se besteht. Die für die Auskünfte notwendigen Daten können durch ein 

elektronisches Abrufverfahren zugänglich gemacht werden. 

§  200 

Aufgehoben. 

§  223a Abs. 3 (geändert) 

3 Auf geschuldeten und geforderten Steuern, die bis zur Fälligkeit nicht 

bezahlt sind, wird ohne Mahnung ein Verzugszins erhoben. In Nachsteuer-

fällen richtet sich der Beginn der Verzugszinspflicht nach 

der ursprünglichen Fälligkeit (§ 223 Abs. 1). 

§  234a (neu) 

4. Gesetzliches Grundpfandrecht 

1 Für die Grundstückgewinnsteuern und für die auf Veräusserungsgewin-

nen erhobenen Einkommens- und Gewinnsteuern steht dem Kanton und 

der Gemeinde ohne Eintrag im Grundbuch ein gesetzliches Grundpfand-

recht zu (Art. 836 Abs. 2 des Schweizerischen Zivilgesetzbuchs [ZGB] 

vom 10. Dezember 1907). 

2 Wird ein aufgeschobener Gewinn besteuert, besteht das gesetzliche 

Pfandrecht am Grundstück, dessen Veräusserung zur Besteuerung des 

aufgeschobenen Gewinns führt. 

3 Die Höhe des gesetzlichen Grundpfandrechts wird pauschal mit 3 % des 

Kaufpreises respektive 3 % des Verkehrswerts bei Tausch veranschlagt. 
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4 Das Grundpfandrecht darf nicht beansprucht werden, wenn die ver-

äussernde oder die erwerbende Partei in anderer Form Sicherheit leistet. 

5 Für die Eintragung des Grundpfands erlässt die Bezugsbehörde eine an-

fechtbare Pfandrechtsverfügung. 

6 Die Bezugsbehörde beantragt bei der Abteilungspräsidentin oder beim 

Abteilungspräsidenten des Spezialverwaltungsgerichts die vorläufige Ein-

tragung des Grundpfandrechts (Art. 961 ZGB), wenn Gründe bestehen, 

dass die Fristen gemäss Art. 836 Abs. 2 ZGB nicht eingehalten werden 

können. 

7 Die Abgaben und Gebühren des Grundbuchamts gehen zu Lasten der für 

den Bezug zuständigen Behörde. 

§  254 Abs. 1, Abs. 2 (geändert) 

1 Die Strafverfolgung verjährt: 

a) (geändert) bei Verletzung von Verfahrenspflichten 3 Jahre und bei 

versuchter Steuerhinterziehung 6 Jahre nach rechtskräftigem Ab-

schluss des Verfahrens, in dem die Verfahrenspflichten verletzt oder 

die versuchte Steuerhinterziehung begangen wurden; 

2 Die Verjährung tritt nicht mehr ein, wenn vor Ablauf der Verjährungsfrist 

ein Strafbefehl erlassen wurde (§ 245 Abs. 1). 

§  255 Abs. 1 (geändert) 

1 Wer zum Zweck einer Steuerhinterziehung gefälschte, verfälschte oder 

inhaltlich unwahre Urkunden wie Geschäftsbücher, Bilanzen, Erfolgsrech-

nungen, Lohnausweise und andere Bescheinigungen Dritter zur Täuschung 

gebraucht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren oder Geldstrafe be-

straft. Eine bedingte Strafe kann mit Busse bis zu Fr. 10'000.– verbunden 

werden. 

§  256 Abs. 1 (geändert) 

1 Wer zum Steuerabzug an der Quelle verpflichtet ist und abgezogene 

Steuern zu eigenem oder fremdem Nutzen verwendet, wird mit Freiheits-

strafe bis zu 3 Jahren oder Geldstrafe bestraft. Eine bedingte Strafe kann 

mit Busse bis zu Fr. 10'000.– verbunden werden. 

§  258 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert) 

1 Die Strafverfolgung der Steuervergehen verjährt nach Ablauf 

von 15 Jahren, seitdem die Täterin oder der Täter die letzte strafbare Tätig-

keit ausgeführt hat. 

2 Die Verjährung tritt nicht ein, wenn vor Ablauf der Verjährungsfrist ein 

erstinstanzliches Urteil ergangen ist. 
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II. 

1. 
Der Erlass SAR 210.300 (Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivil-

gesetzbuch [EG ZGB] vom 27. Juni 2017) (Stand 1. Januar 2018) wird wie 

folgt geändert: 

§  65a (neu) 

Anfall der Erbschaft an das Gemeinwesen 

1 Hinterlässt die Erblasserin oder der Erblasser keine Erben, so fällt die 

Erbschaft zu zwei Dritteln an den Kanton und zu einem Drittel an die Ge-

meinde, in der die zuwendende Person Wohnsitz oder Aufenthalt hat oder 

bei ihrem Ableben hatte, oder in der sie verschollen erklärt wurde. 

2. 
Der Erlass SAR 725.100 (Gesetz über die Grundbuchabgaben vom 

7. Mai 1980) (Stand 1. Januar 2018) wird wie folgt geändert: 

§  23 Abs. 1 

1 Für die Eintragung von Grundpfändern werden von der jeweiligen Pfand-

summe folgende Abgaben, mindestens jedoch Fr. 100.–, erhoben: 

b) gesetzliche Grundpfandrechte 

1. (geändert) zu Gunsten des Verkäufers, der Miterben, des 

Kantons, der Gemeinde, des Pfrundnehmers oder des Bau-

handwerkers: ½ ‰, 

III. 

Keine Fremdaufhebungen. 

http://gesetzessammlungen.ag.ch/data/210.300/de
http://gesetzessammlungen.ag.ch/data/725.100/de
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IV. 

1. Die Änderungen unter Ziff. I. und II. treten mit Ausnahme der nachste-

henden Ziff. 2 am 1. Januar 2020 in Kraft. Sie unterstehen nach den Vo-

raussetzungen der Kantonsverfassung der nachträglichen Volksabstim-

mung. 

  

2. Die §§ 117; 118 Abs. 1, 2 und 3; 118a; 118b; 119; 120; 121 Abs. 1bis; 

122 Abs. 4; 125b; 125c; 125d; 126; 127 Abs. 2; 129a; 131 Abs. 1 und 2; 

131a; 132; 133 Abs. 2; 134 Abs. 1, 1bis und 4; 136 Abs. 1bis; 137 Abs. 1 

und 140 Abs. 1 treten am 1. Januar 2021 in Kraft. 

Aarau, 19. November 2019 Präsidentin des Grossen Rats 

SIEGRIST-BACHMANN 

  

Protokollführerin 

OMMERLI 

Datum der Veröffentlichung: 29. November 2019 

Ablauf der Referendumsfrist: 27. Februar 2020 
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